
HINWEISE UND KENNZEICHNUNGEN  
 

I. Beim Anschluss an die öffentliche Kanalisation ist die Entwässerungssatzung 
der Stadt Ennigerloh in der jeweils gültigen Fassung zu berücksichtigen.  
 

II. Eine Grundwassernutzung im Plangebiet darf erst nach Zustimmung des Land-
rates des Kreises Warendorf als zuständige Untere Wasser- und Abfallwirt-
schaftsbehörde erfolgen.  

 
III. Trinkwasseranlagen einschließlich der dazugehörigen Hausinstallation dürfen 

nach § 17 (2) der z.Zt. gültigen Trinkwasserverordnung nicht mit Regenwasser- 
oder Brauchwassernutzungsanlagen einschließlich seiner Leitungen verbunden 
werden. Die Leitungen der verschiedenen Versorgungssysteme (Trinkwasser / 
Regen- oder Brauchwasser) sind beim Einbau dauerhaft farblich unterschiedlich 
zu kennzeichnen und Nicht-Trinkwasser-Zapfstellen als solche dauerhaft kennt-
lich zu machen. Die DIN 1988 Teil 4 ist zu beachten. Nach § 13 (3) der z.Zt. 
gültigen Trinkwasserverordnung ist eine im Haushalt genutzte Regen- oder 
Brauchwasseranlage der zuständigen Behörde bei Inbetriebnahme schriftlich 
anzuzeigen. 

 
IV. Regenwasserbehandlung 

Aufgrund der geringen Versickerungsfähigkeit des Untergrundes ist es angera-
ten, eine Regenwasserzisterne mit einem Volumen von min. 1,5 m³ pro ange-
fangener 100 m² versiegelter Fläche zur Gartenbewässerung vorzusehen. Das 
darüber hinaus anfallende Niederschlagswasser ist abzuführen.  
 

V. Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bodenfun-
de, d. h. Mauerwerk, Einzelfunde, aber auch Veränderungen und Verfärbungen 
in der natürlichen Beschaffenheit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bo-
dendenkmälern ist der Stadt Ennigerloh, dem Landschaftsverband Westfalen-
Lippe, Westf. Amt für Archäologie, Amt für Bodendenkmalpflege unverzüglich 
anzuzeigen und die Entdeckungsstätte mind. drei Werktage in unverändertem 
Zustand zu erhalten (§§ 15 u. 16 DSchG). 

 
VI. Nach § 2(1) Landesbodenschutzgesetz vom 09.05.2000 besteht generell die 

Verpflichtung, Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Altlast oder schädlicher 
Bodenveränderungen unverzüglich der zuständigen Behörde mitzuteilen (Unte-
re Abfallwirtschaftsbehörde des Kreises Warendorf), wenn diese bei Durchfüh-
rung von Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder ähnlichen Eingriffen 
in den Boden auftreten. 

 
VII. Die Nutzung der Sonnenenergie durch Solarthermische- und Photovoltaikanla-

gen wird ausdrücklich empfohlen. 


